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Zusammenfassung

Der Autor gibt in knappen Thesen, unterstützt durch textliche
Erläuterungen wie durch Tabellenmaterial, einen Überblick über
die Arbeitsmarktlage und über den arbeitsmarktpolitischen Hand-
lungsbedarf der achtziger Jahre, beschreibt kurz den Umfang,
die Struktur und die Wirksamkeit des gegenwärtigen arbeitsmarkt-
politischen Instrumentariums und skizziert darauf aufbauend den
künftigen Beitrag der Arbeitsmarktpolitik zur "Modernisierung
der Volkswirtschaft".

Abstract

First .an overview is given on the German labour market Situation
and the need for political action in the eighties. Then the scope
of labour market policy instruments, their structure and effective-
ness are briefly described. Lastly the possible future contribution
of labour market policy to the modernization of the economy is
sketched out.
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1 Arbeitsmarktlage und arbeitsmarktpolitischer

Handlungsbedarf

Um die Bedeutung des arbeitsmarktpolitischen Instrumentariums

für die auf uns zukommenden Beschäftigungsprobleme beurteilen

zu können, ist zunächst ein Rückblick auf die siebziger Jahre

und auf die gegenwärtige Arbeitsmarktsituation erforderlich.

Vergangenheit und Gegenwart sind für den arbeitsmarktpoli-

tischen Handlungsrahmen und Handlungsbedarf mitentscheidend.

These 1: Größere Entlastungseffekte für den Arbeitsmarkt
sind auf der Arbeitsangebotsseite mittelfristig
nicht zu erwarten. Beschäftigungsdefizite werden
sich daher künftig unmittelbarer in offener Ar-
beitslosigkeit ausdrücken.

Die weltweite Rezession seit 1974 brachte die Wirtschaft aller

westlichen Länder in Schwierigkeiten. Die Bundesrepublik hat

diese Schwierigkeiten nach ziemlich einhelligem Urteil ver-

gleichsweise gut bewältigt: Niedrige Inflationsraten, eine

mittlere Arbeitslosenquote, andauernde Exporterfolge und eine

harte Mark haben zu dem Gütezeichen "Modell Deutschland" ge-

führt. Nur in einem Bereich stand die Bundesrepublik während

der Rezession am Ende des internationalen Vergleichs: bei der

Beschäftigungsentwicklung. Für eine Beurteilung wirtschaftli-

cher Erfolge oder Mißerfolge muß dieses Kriterium jedoch

ebenfalls berücksichtigt werden.

Die meisten vergleichbaren westlichen Länder, haben während der

letzten Rezession ihr Beschäftigungsvolumen gehalten; einige

Länder - z.B. die USA und Schweden - haben ihr Beschäftigungs-

volumen sogar erheblich erhöht. Dagegen hat sich in den fünf

Jahren von 1973 bis 1977 die Zahl der Beschäftigten in der

Bundesrepublik um 1,7 Millionen, d.h. um 6,5 % vermindert!

Dieser drastische Rückgang des Beschäftigungsvolumens blieb

politisch fast unbemerkt, weil man die Aufmerksamkeit vor
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allem auf die Arbeitslosigkeit richtete. Es sprechen jedoch

mehrere Gründe dafür, daß wir es hier mit einer Sonderentwick-

lung der Bundesrepublik zu tun haben, die sich in dem kommenden

Jahrzehnt nicht mehr fortsetzen wird.

Mit statistischen Beobachtungen und Berechnungen läßt sich

zeigen, daß die Beschäftigungsverluste vor allem durch drei

Faktoren aufgefangen wurden, die sich nicht in der offenen

Arbeitslosenquote ausdrückten :

1. Während in fast allen Vergleichsländern die Frauenerwerbs-

quote auch während der Rezessionsjähre weiter anstieg - in

Schweden sogar von -62 auf 7o % -, blieb sie in der .Bundes-

republik konstant bei 48,5 %! Diese Stagnation drückt sich

zum Teil im Anstieg der sog. "Stillen Reserve" auf schätzungs-

weise 65o.ooo Personen aus. Meines Erachtens läßt sich je-

doch der Trend einer steigenden Erwerbsbeteiligung der

Frauen langfristig nicht aufhalten, weil dieser Trend durch

vielfältige Motive und soziale Wandlungsprozesse gestützt

wird.

2. Als Folge einer forcierten Politik der Frühverrentung sank

, die Erwerbsquote der 6o- bis 65-Jährigen von 41,3 % (1973)

auf 3o,5 % (1977) , und entlastete den Arbeitsmarkt auf

diese Weise erheblich. Aus sozialpolitischen Gründen war

/, die Einführung der flexiblen Altersgrenze sicherlich be-

/ \ grüßenswert; sie begünstigte aber auch den Abbau alters-
; \ gerechter Arbeitsplätze. Darüber hinaus sind die beschäf-

tigungspolitischen Effekte der Frühverrentung weitgehend

ausgeschöpft und lassen sich kaum wiederholen.

3. Schließlich wurde durch die Beendigung der Ausländeran-

werbung, durch NichtVerlängerung von Arbeitsverträgen und

dergleichen die Zahl der ausländischen Arbeitnehmer zwi-

schen 1974 und 1977 um rund 45o.ooo vermindert. Auch dieser
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Prozeß der Ausländerverdrängung ist in den achtziger

Jahren nicht zu wiederholen. Die Ausländer, die jetzt

noch hier sind, werden auch bleiben. Hinzukommt, daß jetzt

die zweite Generation der Ausländer auf den Arbeitsmarkt

drängt und dort den Angebotsdruck erhöht.

Aus den angeführten Gründen sind derartige Entlastungseffekte

des Arbeitsmarktes künftig nicht mehr zu erwarten. Beschäfti-

gungsdefizite werden sich dann unmittelbar in der politisch

bedeutsameren Statistik der offenen Arbeitslosigkeit nieder-

schlagen.

These 2: Die gegenwärtige Struktur der Arbeitslosigkeit er-
schwert unmittelbare beschäftigungspolitische Erfolge.
Der zu befürchtende Anstieg der offenen Arbeitslosig-
keit wird künftiq auch die politisch sensitiveren
Gruppen des Arbeitsmarktes treffen, vor allem voraus-
sichtlich die Jugendlichen.

Unabhängig von technologie-, energie- und wachstumspolitischen

Problemen, zu denen sich andere Referenten dieser Fachtagung

äußern werden, wird die Erreichung der Vollbeschäftigung allein

schon durch die demographische Entwicklung, d.h. durch den

Eintritt geburtenstarker Jahrgänge in den Arbeitsmarkt er-

schwert. Dies ist weithin bekannt und bedarf keiner weiteren

Ausführungen. Zum anderen hat sich aber auch die Struktur der

Arbeitslosigkeit durch mehrfache "Aussiebungsprozesse" zu-

nehmend verschlechtert. Vergleicht man die Sondererhebungen

der Bundesanstalt für Arbeit Ende September 1975 mit Ende

September 1979, dann sind vor allem folgende Veränderungen be-

merkenswert: Während 1975 nur jeder z~ehnte der registrierten

Arbeitslosen länger als ein Jahr ohne Beschäftigung war, traf

das 1979 schon für jeden fünften zu; 1975 wies jeder fünfte

Arbeitslose gesundheitliche Einschränkungen auf, 1979 jeder

dritte. Erhöht hat sich außerdem der Anteil der Frauen unter

den Arbeitslosen, und insbesondere der der Schwerbehinderten.
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Je länger die hohe Arbeitslosigkeit andauert, desto mehr

wirken sich die Selektionskriterien, die Arbeitgeber bei

Entlassungen und Einstellungen anwenden, auf die Zusammen-

setzung des Bestandes der Arbeitslosen aus. Er reichert sich

immer mehr mit "Schwervermittelbaren" an, die auch bei stei-

gender Nachfrage kaum mehr einen Arbeitsplatz finden. Offene

Stellen bleiben dann trotz hoher Arbeitslosigkeit entweder

unbesetzt, oder sie werden eher durch Neuzugänge aus dem Aus-

bildungssystem oder aus der "stillen Reserve" besetzt als aus

dem Reservoir der registrierten Arbeitslosen. '

Neben anderen Faktoren ist diese Verschlechterung der Struktur

der Arbeitslosigkeit auch mitverantwortlich für die zu beob-

achtende Diskrepanz zwischen Wirtschaftswachstum und Beschäf-

tigungswirkung. Das reale Wirtschaftswachstum erreichte im

Jahre 1979 4,4 Prozent; dennoch erhöhte sich die Zahl der Be-

schäftigung lediglich um 318.ooo Personen (d.s. 1,26 Prozent),

und die jahresdurchschnittliche Arbeitslosenzahl fiel nur um

rund ein Drittel des Beschäftigungsgewinns, d.h. um 116.97o

Personen.

Ein überdurchschnittlicher Anteil der jetzt schon hohen Arbeits-

losigkeit wird von sog. "Randgruppen" des Arbeitsmarktes ge-

tragen. Für Ältere, für Behinderte, für Personen mit gesundheit-

lichen Einschränkungen, für Personen ohne Berufsausbildung und

für Frauen wird es künftig sicherlich noch schwieriger werden,

wieder einen Arbeitsplatz zu finden, wenn sie einmal arbeits-

los geworden sind. Aber auch, wenn diese "Randgruppen" des

Arbeitsmarktes einen noch höheren Anteil der steigenden Arbeits-

losigkeit zu tragen haben, werden sie nicht die Gesamtlast

übernehmen können. Die "Kerngruppen" der Arbeitnehmer, die von

den bisherigen Beschäftigungsdefiziten weniger betroffen waren,

würden dann mit einem erheblich höheren Risiko unfreiwilliger

Arbeitslosigkeit konfrontiert. Politisch -wahrscheinlich wären

dann massive Bemühungen der Gewerkschaften um Beschäftigungs-
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Sicherung für die bereits beschäftigten (und gewerkschaftlich

organisierten) Arbeitnehmer. Die Folge könnte dann eine wesent

lich höhere Jugendarbeitslosigkeit sein, die die Bundesre-

publik mit ihrem vergleichsweise leistungsfähigen System der

beruflichen Bildung bisher (im Gegensatz zu anderen Ländern)

noch vermeiden konnte.

These 3: Der Arbeitsmarkt ist gespalten; Kräfteangebot und
Kräftenachfrage stehen in einem zunehmenden Ungleich-
gewicht. Dieses Ungleichgewicht ist vor allem berufs-
fachlicher und qualifikationsspezifischer Natur; es
könnte zu einem Engpaß für die "Modernisierung der

. Volkswirtschaft" werden. ^ Y 1 ^

Trotz hoher Arbeitslosigkeit gibt es Teilarbeitsmärkte, in

denen ein mangelndes Angebot an qualifizierten Kräften vor-

handen ist; diese Diskrepanz hat sich in. den vergangenen

Jahren verschärft. Insgesamt gab es Ende September 1979 in 87

(von insgesamt 3 28) Berufsordnungen mehr offene Stellen für

Arbeitskräfte mit beruflicher Qualifikation als entsprechende
2)

Arbeitslose. Ein Jahr zuvor waren es 63 Berufsordnungen.

Ohne die Offene-Stellen-Statistik zu strapazieren, lassen sich

doch folgende Trends erkennen:

Teilarbeitsmärkte mit erheblichem Mangel an qualifizierten

Kräften sind vor allem: Bau- und Baunebenberufe (vor allem

Maler, Lackierer, Betonbauer, Verputzer, Dachdecker, Fliesen-

leger) , Metall- und Elektrikerberufe (vor allem Schlosser-

und Installateurberufe); einen beständigen Bedarf in den

letzten Jahren gab es bei Flach- und Tiefdruckern, Tischlern

und Modellbauern, in Berufen des Hotel- und Gaststättenge-

werbes (vor allem Köche), in Ingenieurberufen, gehobenen Ge-

sundheitsberufen (vor allem Masseure und Krankengymnasten),

bei Zahntechnikern, bei Technikern, Elektronikern und Fach-

leuten der Datenverarbeitung.
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Besondere Arbeitsplatzdefizite gab es dagegen in den Teil-

arbeitsmärkten für Büro- und Verwaltungsberufe, bei den

Warenkaufleuten, bei einigen Pflegeberufen (z.B. Kinder-

pflegerinnen, Krankenpflegerinnen), bei Hilfsarbeitern, Lager-

und Transportarbeiter, vor allem jeweils bei Kräften ohne

abgeschlossene Berufsausbildung.

Einige der Teilarbeitsmärkte mit einem schon gegenwärtigen

Kräftebedarf könnten sich zu einem Engpaß für die "Moderni-

sierung der Volkswirtschaft" entwickeln. Es konzentrieren

sich hier Bedarfsbereiche, die auch in zentralen Bereichen

der "Modernisierung" eine Rolle spielen: Qualifizierte Kräfte

in Bau- und Baunebenberufen, in Metall- und Elektrikerberufen

werden verstärkt benötigt, wenn alternative, arbeitsinten-

sive Energietechnologien entwickelt und installiert werden

sollen; sie werden verstärkt benötigt, wenn Wärmedämmungs-

maßnahmen, Altbau- und Wohnungsmodernisierung und die Ver-

besserung der städtischen Infrastruktur forciert werden sollen.

Ähnliches gilt für Techniker, Ingenieure, Datenverarbeitungs-

fachleute, wenn die Bereiche der Sozialtechnologie und des

Umweltschutzes expandieren sollen.

Die Spaltung des Arbeitsmarktes scheint vor allem zwei Ur-

sachen zu haben: Einmal eine tiefgreifende Veränderung von

Verhaltens- und Wertmustern, u.a. eine sinkende Neigung, be-

stimmte manuelle Berufe anzustreben; aber auch eine mangelnde

Anpassung der Arbeitsorganisation an gestiegene Anforderungen

im Hinblick auf Arbeitsbedingungen und Arbeitszeitgestaltung.

Daneben sind Mängel im beruflichen Ausbildungssystem zu ver-

zeichnen. Anzeichen solcher Defizite, die wir hier nicht aus-

führlicher diskutieren können, sind mehrfach bestätigte Beob-

achtungen, daß hinter der vielzitierten Facharbeiterlücke häufig

weniger der Mangel an Facharbeitern mit speziellen Kenntnissen

der Stoffbearbeitung steht, als der Mangel an flexiblen Fach-

kräften mit prozeßunabhängigen Qualifikationen wie Abstrak-
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tionsvermögen, Verantwortung, Selbständigkeit und Lernfähig-

keit. Erforderlich scheint eine berufliche Erstqualifikation mit

breiteren Kenntnissen, und erforderlich scheint auch eine Über-

prüfung der derzeitigen Ausbildungssituation im Handwerk, wo

wesentlich mehr Lehrlinge ausgebildet werden als dieser Wirt-

schaftszweig selbst beschäftigen kann. Die neuerlichen Schwierig-

keiten von Jugendlichen mit abgeschlossener Berufsausbildung,

einen Arbeitsplatz zu finden, weisen in dieselbe Richtung.

Lassen' Sie mich, diesen Teil zusammenfassen: Die Arbeitsmarkt-

politik der achtziger Jahre wird vor großen Aufgaben stehen.

Optionen zur massiven angebotsseitigen Entlastung des Arbeits-

marktes, wie sie in den siebziger Jahren genutzt werden konnten

(ihre arbeitsmarkt- und sozialpolitische Bewertung sei einmal

dahingestellt), stehen in den achtziger Jahren nicht zur Ver-

fügung'. Technologiepolitisch bedingter Freisetzungsdruck und

demographisch bedingter zusätzlicher Angebotsdruck zwingen die

Arbeitsmarktpolitik im Gegenteil dazu, vielmehr als bisher be-

schäftigungsausweitende Wachstumspolitik zu unterstützen. Die

verschlechterte Struktur des gegenwärtig schon viel zu hohen

Arbeitslosenbestandes fordert die Arbeitsmarktpolitik heraus,

ihre eigenen Maßnahmen zur Wiedereingliederung "schwerver-

mittelbarer" Personen wirksamer zu machen. Das zunehmende

qualifikationsspezifische Ungleichgewicht auf dem Arbeitsmarkt

in Verbindung mit einem zu erwartenden beschleunigten techno-

logischen und sozialen Wandel zwingt zu erheblichen Anstren-

gungen, um die erforderlichen Anpassungsprozesse von Angebot

und Nachfrage zu bewältigen.

2 Umfang, Struktur und Wirksamkeit des gegenwärtigen

arbeitsmarktpolitischen Instrumentariums

Zur Beurteilung der künftigen Bedeutung des arbeitsmarktpoli-

tischen Instrumentariums ist es zunächst erforderlich, sich

den derzeitigen finanz- und beschäftigungswirksamen Umfang
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der Arbeitsmarktpolitik gegenwärtig zu machen. Dazu zunächst

These 4: Gemessen am Bruttosozialprodukt gibt Schweden etwa
fünfmal mehr für aktive Arbeitsmarktpolitik aus als
die Bundesrepublik; entsprechend trägt die schwedi-
sche Arbeitmarktpolitik mehr zur Erreichung der
Vollbeschäftigung bei als die Bundesrepublik. Ge-
messen am Kriterium der Beschäftigungseffektivität .
steht die Bundesrepublik vergleichsweise.günstiger da
als Schweden. Es besteht in der Bundesrepublik also
noch ein erheblicher Spielraum für aktive Arbeitsmarkt-
politik.

Die jährlichen Ausgaben der Bundesanstalt für Arbeit sind

mittlerweile auf rund 2o Mrd DM angestiegen (1979) . Davon ent-

fallen rund 9 Mrd auf Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe,

also auf die Kompensation des Einkommensverlustes der Arbeits-

losen. Die restlichen 11 Mrd sind im weitesten Sinne "aktive

Maßnahmen" der Arbeitsmarktpolitik. Die Maßnahmenpalette reicht

von der Förderung der beruflichen Bildung, Vermittlungs- und

Beratungsaktivität der Arbeitsämter., Rehabilitation, Arbeitsbe-

schaffungsmaßnahmen, Kurzarbeit und Schlechtwettergeld, Ein-

gliederungsbeihilfen, um die wichtigsten zu nennen (vgl. Ta-

bellen 1-3, Anhang) .

Von der Vermittlungs- und Beratungsaktivität einmal abgesehen,

deren Beschäftigungseffekt nicht zu schätzen ist, hat das

finanzwirksame arbeitsmarktpolitische Instrumentarium seit

1973 im Jahresdurchschnitt einen Nettobeschäftigungseffekt

von 316.ooo Personen(äquivalenten) erzielt, das sind rund 1,25 \

aller Erwerbstätigen; d.h. um diese Zahl wäre die Arbeitslosig-

keit höher gewesen (vgl. Tabelle 4, Anhang). Allerdings handelt

es sich hier um Maximalwerte, weil die Schätzungen mögliche

Mitnehmer- und Verdrängungseffekte nicht enthalten!

Diese Zahlen können sich sehen lassen, vergleicht man sie etwa

mit den Beschäftigungseffekten der Fiskal- und Regionalpolitik;

sie sind jedoch ziemlich bescheiden, wenn man sie mit der

schwedischen Arbeitsmarktpolitik vergleicht. Gemessen am Brutto-
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Sozialprodukt gibt Schweden etwa fünfmal soviel wie die

Bundesrepublik für selektive arbeitsmarktpolitische Maß-

nahmen aus (ohne Vermittlungsaktivität rund 2,5 % gegenüber

o,5 % in der BRD; vgl. Tabelle 5 Anhang). Der jahresdurch-

schnittliche Nettobeschäftigungseffekt von 1973-78 betrug

3,15 % (gegenüber 1,25 % BRD)!! Ohne diese immensen Ausgaben

für Arbeitsmarktpolitik wäre die Arbeitslosenquote in Schweden

sogar höher als in der Bundesrepublik!

Wenn man nun einmal für Schweden und die Bundesrepublik die

Rechnung gegenüberstellt, wie hoch der Beschäftigungseffekt

von 1 % Ausgaben des Bruttosozialprodukts für Arbeitsmarkt-

.politik ist,- so stellt man erstaunt fest, daß die bundesre-

publikanische Arbeitsmarktpolitik gemessen an diesem Kriterium

effektiver ist als die schwedische (vgl. Tabelle 6 Anhang).

Es scheint eine Schwelle zu geben, nach der die Beschäftigungs-

effektivität selektiver Arbeitsmarktpoliti-k sinkt. Schweden

scheint diese Schwelle erreicht zu haben, die Bundesrepublik

noch nicht; d.h. gemessen an diesem Kriterium hat die Bundes-

republik noch ein erhebliches Potential an aktiver Arbeits-

marktpolitik auszuschöpfen.

These 5: Die gegenwärtige Struktur des arbeitsmarktpolitischen
Instrumentariums ist überwiegend ein Reflex der
ungünstigen Arbeitsmarktlage. Auf diese Weise werden
systematisch vorheugende und produktive Maßnahmen
vernachlässigt. Die Arbeitsmarktpolitik muß künftig
wieder stärkeres Gewicht auf die Schaffung von Dauer-
arbeitsplätzen und auf vorbeugende Anpassung an wirt-
schaftlichen und technologischen Wandel legen.

Von der Struktur her betrachtet unterscheidet sich Schweden

von der Bundesrepublik vor allem durch eine höhere Förderung

der beruflichen Erwachsenenbildung (die gezielt auch anti-

zyklisch eingesetzt wird), durch höhere Ausgaben für Arbeits-

beschaffungsmaßnahmen und durch eine erheblich größere Zahl

an geschützten Arbeitsplätzen für Behinderte, gesundheitlich
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eingeschränkte oder ältere Erwerbspersonen.

Ohne dem schwedischen Modell das Wort zu reden, stimmt es je-

doch bedenklich, daß in der Bundesrepublik die realen Ausgaben

zur Förderung der beruflichen Bildung seit 1973 gesunken sind.

Während die (zusammengefaßten) Ausgaben für berufliche Bildung

1973 rund 1,8 Mrd DM betrugen, war ihr Umfang 1979 mit 2,2 Mrd -

DM nominal nur geringfügig höher, was real unter Einbeziehung

des Kaufkraftverlustes ein Sinken bedeutet. Auf diese bedenk-

liche Entwicklung hat mittlerweile auch die Politik reagiert.

Mit der 5. Novelle des AFG und vor allem auch mit dem jüngsten

Sonderprogramm der Bundesregierung (worauf ich später noch ein-

mal zu sprechen komme), wird die Betonung wieder stärker auf

Qualifizierungsmaßnahmen gesetzt.

Demgegenüber stiegen die Ausgaben für Maßnahmen der Wieder-

eingliederung, Rehabilitation und Arbeitsbeschaffung von rund

1/2 Mrd (1973) auf knapp 3 Mrd im Jahr 1979. Diese Ausgaben-

entwicklung ist sicherlich ein Reflex der schwierigeren Ar-

beitsmarktsituation. Man muß sich jedoch fragen, ob die Ar-

beitsmarktpolitik nicht Opfer eines Teufelskreises ist, den

es zu durchbrechen gilt: Die wirklich vorbeugenden, produktiven

und unzweifelhaft effektiven Maßnahmen der Qualifikationsforde-

rung3^ sind in der Vergangenheit gegenüber den überwiegend ver-

teilungs- und sozialpolitisch motivierten Maßnahmen der Rehabi-

litation, Wiedereingliederung und zeitlich befristeten Arbeits-

beschaffung zurückgetreten. Von dem Sonderproblem der Rehabili-

tation einmal abgesehen (die unabhängig von der Arbeitsmarkt-

lage dringend nötig ist), ist jedoch der qualitative sowie

quantitative Beschäftigungseffekt der Eingliederungsbeihilfen

und der traditionellen Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen nach allen

Wirkungsanalysen, die wir kennen, von allen arbeitsmarktpoliti-
4)

sehen Instrumenten am zweifelhaftesten. ' Hier muß die Arbeits-

marktpolitik in Zukunft neue Akzente setzen, die in den jüngsten

Maßnahmen der Bundesregierung zum Teil' auch schon aufgegriffen
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wurden. Darauf komme ich jetzt zu sprechen.

3 Der künftige Beitrag der Arbeitsmarktpolitik zur

"Modernisierung der Volkswirtschaft"

These 6: Die Arbeitsmarktpolitik kann sowohl nachfrage- wie
angebotseitig zur wachstumspolitischen Expansion
der Beschäftigung beitragen - besonders durch Aus-
weitung anpassungsbedingter betrieblicher Qualifi-
zierung und durch Steuerung von Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen in latente, dauerhafte Bedarfsbereiche.
Durch Beseitigung qualifikationsbedingter Engpässe
kann die Arbeitsmarktpolitik auch den Spielraum für
expansive globale Beschäftigungspolitik erweitern.

Nach meiner Einschätzung gewinnen in Zukunft selektive Wachstums-

strategien an Bedeutung, weil globale beschäftigungspolitische

Programme nicht nur an Grenzen der wirtschaftspolitischen Durch-

setzungsfähigkeit, sondern auch an Grenzen der beschäftigungs-

politischen Effektivität stoßen. Wenn die These richtig ist,

daß vor allem in den politisch konsensfähigen Bedarfsbereichen

(Energieeinsparung, Umweltschutz, Altbausanierung, Verbesserung

des Wohnumfeldes), die Gegenstand einer selektiven Wachstums-

politik wären, sich schon heute Qualifikationsengpässe andeuten,

dann gewinnt die Förderung der Ausbildung qualifizierten Per-

sonals für Mangelberufe eine besondere Bedeutung. Diese Möglich-

keit ist auch deshalb wichtig, weil hier der Bund über die

Bundesanstalt für Arbeit und die Arbeitsämter ohne Umwege über

Länder und Gemeinden unmittelbar auf der lokalen Ebene tätig

werden kann.'Für die Wirksamkeit bundespolitisch konzipierter

Maßnahmen liegt darin ein unschätzbarer Vorteil.

Zugleich ist die Förderung von Fortbildungs- und Umschulungs-

maßnahmen - also der Humankapitalbildung und -erneuerung -

diejenige Form der Subventionierung des privaten Sektors, bei

der positive Beschäftigungseffekte am ehesten zu erwarten

sind. Während die Unternehmen die (durch die übliche staatliche
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Investitionsförderung begünstigte) Sachkapitalbildung notfalls

immer auch über den Kapitalmarkt finanzieren könnten, können

Humankapitalinvestitionen nicht bilanzwirksam aktiviert und

zur Kreditgrundlage gemacht werden. Wenn die Möglichkeiten der

Eigenfinanzierung begrenzt sind, dann unterbleiben

Humankapital-Investitionen eher als Sachkapital-Investitionen.

Selbst in wirtschaftlich günstiger Situation unterbleiben' oft

weiterbildende Personalinvestitionen, weil die Unternehmen an

kurzfristiger Gewinnmaximierung orientiert sind und ihr Per-

sonal für Fortbildung und Umschulung nicht freistellen können

oder wollen. Alle vorhandenen Kapazitäten werden dann für die

Produktion eingesetzt. Der Druck von Terminaufträgen und vor

allem der Akkordlohn kommen hinzu: Meister und qualifizierte

Fachkräfte sind ohne Garantie ihres Mehrverdienstes oder ent-

sprechender Kompensationen nicht bereit, erhebliche Zeit für

die Anleitung von Anlernkräften aufzuwenden. Qualifikations-

engpässe werden dann durch Überstunden und/oder durch Rekru-

tierung am (ohnehin knappen) externen Teilarbeitsmarkt gelöst.

Eine Überbietungskonkurrenz am externen Markt für qualifizierte

Fachkräfte ist dann wahrscheinlich.

Staatliche Finanzhilfen - wie etwa die Zuschüsse zur inner-

betrieblichen Qualifizierung im sogenannten 5oo-Millionen-

Programm des Bundesarbeitsministers vom Sommer 1979 - treffen

hier also oft auf einen tatsächlichen Entwicklungsengpaß der

Unternehmen und können deshalb wirksam zur Beschäftigungsaus-

weitung beitragen. Insofern Qualifikationsengpässe mitverant-

wortlich für inflatorische Prozesse sind, und insofern globale

beschäftigungspolitische Impulse (sei es über Steuernachlässe

oder staatliche Investitionen über deficit spending) durch
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Inflation eingeschränkt werden, könnte auf diese Weise auch

der Spielraum für globale Beschäftigungspolitik erweitert

werden.

Nach allem, was wir bisher über die Wirksamkeit des sog.

5oo-Millionen-Programms wissen (unser Institut ist neben

anderen Forschungsinstituten in die Begleitforschung involviert),

wurde mit diesem Programm in vielen Unternehmen ein tatsäch-

licher Engpaß getroffen, dessen Beseitigung nicht nur günstige

beschäftigungspolitische Wirkungen hat, sondern generell die

Flexibilität und Anpassungsfähigkeit vor allem von kleineren

und mittleren Unternehmen fördert. In zahlreichen Unternehmun-

gen hat dieses Programm vermutlich auch den entscheidenden

Anstoß gegeben, der Planung mittel- und längerfristiger Per-

sonalinvestitionen größere Aufmerksamkeit zu widmen. Eher als

die kapitalbezogene Investitionsförderung sollte deshalb die

Qualifikationsförderung auch' außerhalb der politisch geförder-

ten Wachstumsbereiche zum Instrument einer generellen angebots-

orientierten Politik gemacht werden.

Das 5oo-Millionen-Programm hat auch den Anstoß zu einer Wende

bei den Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen gegeben: Stand bei den

bisherigen Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen das verteilungs- und

sozialpolitische Motiv im Vordergrund, möglichst vielen Ar-

beitslosen die Möglichkeit kurzfristiger Beschäftigungsver-

hältnisse zu vermitteln und ihnen auf diesem Wege wieder er-

neuten Anspruch auf Arbeitslosengeld zu verschaffen, so steht

jetzt das Motiv der Schaffung von Dauerarbeitsplätzen in laten-

ten Bedarfsbereichen wie Soziale Dienste, Verbesserung des

Wohnumfeldes und der sozialen Infrastruktur im Vordergrund.

Auch dieser Programmteil wurde von den Trägern in Kommunen

und Wohlfahrtsverbänden verhältnismäßig gut aufgenommen. Über

den längerfristigen Erfolg läßt sich im Augenblick noch nichts

Definitives sagen. Bisherige Erfahrungen zeigen jedoch, daß

der entscheidende Engpaß hier das Zusammenspiel verschiedener
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lokaler Akteure ist, vor allem zwischen Arbeitsverwaltung und

Sozialverwaltung; die Arbeitsmarktpolitik kann hier nur die

Initialzündung geben, während die Garantie der Dauerarbeits-

plätze Gegenstand der kommunalen oder länderspezifischen Sozial-

und Infrastrukturpolitik ist. Ein Ergebnis dieses Sonderpro-

gramms wird möglicherweise sein, daß langfristig eine Finanz-

reform erforderlich sein wird, mit deren Hilfe die Gemeinden

in stärkerem Maße beschäftigungspolitische Mitverantwortung

tragen können.

These 7: Auch bei erfolgreichen selektiven Wachstumsstrategien
wird mittelfristig mit einem Beschäftigungsdefizit
zu rechnen sein. Selektive Strategien zur Umvertei-
lung des vorhandenen Arbeitsvolumens werden darum
zur Erreichung der Vollbeschäftigung erforderlich
sein. Unter den zahlreichen Möglichkeiten der Arbeits-
zeitverkürzung erscheinen selektive Strategien am
erfolgversprechendsten, die den vorhandenen Arbeits-
zeitpräferenzen bestimmter Gruppen und den organisa-
torischen Möglichkeiten bestimmter Bereiche Rechnung
tragen.

Die Hoffnung, daß Beschäftigungsausweitung allein das zu er-

wartende Beschäftigungsdefizit beseitigen könnte, hat heute

auch bei engagierten Befürwortern einer keynesianischen Nach-

frageausweitung einer gewissen Resignation Platz gemacht. Auch

sie suchen deshalb nach Möglichkeiten zur Beseitigung der

Arbeitslosigkeit durch Umverteilung des vorhandenen oder zu

erwartenden Arbeitsvolumens - sprich: durch Verkürzung der

Lebens-, Jahres- oder Wochenarbeitszeit der Beschäftigten,

i/Dabei sind allerdings die Möglichkeiten einer Verkürzung der

1 Lebensarbeitszeit durch Frühverrentung bereits weitgehend aus-

/ geschöpft. Größeres Interesse besteht dagegen an "gleitenden

Übergängen" in den Ruhestand, die allerdings- jedenfalls im

Ausland - eher zu einer Verlängerung des Arbeitslebens zu

führen scheinen.

Ebenso skeptisch sind Forderungen nach einer weiteren Ver-

längerung der Schul- und Ausbildungszeiten zu beurteilen,
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die weithin den eigenen Wünschen und Bedürfnissen der Be-

troffenen zuwiderlaufen. Anders steht es dagegen mit allen

Möglichkeiten der beruflichen und allgemeinbildenden Weiter-

bildung während des Berufslebens bis hin zum nachgeholten

Hochschulstudium und zu längeren "sabbaticals" . Ihnen fehlt

der Zwangscharakter der verlängerten Ausbildungszeit, und

sie können gezielt für den weiteren beruflichen Aufstieg oder

für die persönliche Entfaltung eingesetzt werden. Was hier

fehlt, sind Finanzierungsmodelle, die während derartiger

längerer' Unterbrechungen des Berufslebens den (Familien-)Lebens-

standard sichern können. Privatwirtschaftliche Lösungen (etwa

nach dem Vorbild .der Bausparverträge und möglicherweise mit

einer staatlichen Ausfallgarantie) wären hier durchaus denkbar,

sind aber bisher nicht in Sicht.

Die Diskussion um kurzfristig realisierbare Lösungen, die

eine spürbare Arbeitsmarktentlastung bringen sollen, kon-

zentriert sich deshalb auf die Verlängerung des Jahresurlaubs

und die Verkürzung der Wochenarbeitszeit. Wegen der befürch-

teten größeren Organisationsprobleme richtet sich der Wider-

stand der•Arbeitgeberseite derzeit vor allem gegen die Vor-

schläge für eine kürzere Arbeitswoche. Aber das eigentliche

Problem liegt in beiden Fällen in der Tatsache, daß kosten-

neutrale Arbeitszeitverkürzungen nicht einkommensneutral sein

können, und umgekehrt. Gewiß ist auch bisher schon im Rahmen

der jährlichen TarifVerhandlungen die insgesamt verfügbare

Verteilungsmasse auf Löhne, Urlaub und Arbeitszeit aufgeteilt

' worden - aber doch unter Bedingungen, die immer auch einen

Zuwachs bei den Reallöhnen erbrachten. Ein rascherer, arbeits-

marktpolitisch motivierter Fortschritt in der Arbeitszeitver-

kürzung, der über die subjektiven Einkommens/Freizeit-Präferen-

zen der Arbeitnehmer hinausginge, müßte deshalb entweder die

Kostenbelastung der Unternehmen erhöhen, oder die Gewerk-

schaften in Schwierigkeiten bringen, deren Mitglieder in der

großen Mehrzahl auf das volle Einkommen einer vollen Arbeits-
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woche durchaus angewiesen sind.

Zwar hatte die kontinuierliche Verkürzung der tarif-

lichen Wochenarbeitszeit bisher von allen Arbeitszeitmaß-

nahmen die stärksten Entlastungswirkungen und wird sie auch

weiterhin haben; so betrug die vom IAB geschätzte Beschäf-

tigungswirkung beispielsweise für das Jahr 1979 2o3 .000

Personen. Auch aus sozial- und gesundheitspolitischen Gründen

wird eine weitere Verkürzung und Entdichtung der Arbeitszeit

ein vorrangiges Ziel der gewerkschaftlichen Tarifpolitik sein.

Darüber hinausgehende globale Lösungen der Arbeitszeitver-

kürzung wären jedoch wohl schwer durchzusetzen. Denkbar wäre

allenfalls eine gesetzlich unterstützte Reduzierung der Über-

stunden, deren Arbeitsvolumen 1977 allein 1,9 Millionen

Arbeitskräfte betrug. Im Rahmen einer novellierten Arbeits- .

zeitordnung und kollektiwertraglicher Vereinbarungen wären

Regelungen denkbar, die die pro Jahr maximal zulässige Gesamt-

arbeitszeit eines Beschäftigten festlegen. Innerhalb dieses

Kontingents wäre dann sowohl produktionstechnisch erwünschte

wie freizeitbedingte Flexibilität möglich. Zumindestens ein

Teil des so reduzierten Überstundenvolumens könnte dann zu

Neueinstellungen führen.

Aussichtsreicher erscheinen aber auch hier selektive Strategien,

die den vorhandenen Arbeitszeit-Präferenzen bestimmter Gruppen

und den organisatorischen Möglichkeiten bestimmter Bereiche

Rechnung tragen. Für solche Lösungen gibt es in der Tat auch

kurzfristig gewisse Spielräume.

Während die Mehrheit der Industriearbeiterschaft noch auf das

volle Arbeitseinkommen angewiesen ist, nehmen unter den höheren

Bildungs- und Einkommensgruppen bei den Angestellten und Beamten

die Freizeitpräferenzen zu. Parallel zur Emanzipationsbev/egung

der Frauen entwickeln sich hier auch partnerschaftliche Farnilien-

strukturen, in denen beide Eltern sich Hausarbeit und Kinder-
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erziehung teilen und beide die Selbstverwirklichung im Beruf

suchen. Gleichzeitig wächst auch die Zahl der Einpersonen-

haushalte. Beide Gruppen sind zwar an Berufsarbeit interessiert,

aber nicht in gleicher Weise auf das Volleinkommen angewiesen

wie der alleinverdienende Familienvater, der von den Industrie-

gewerkschaften in erster Linie repräsentiert wird. Bei beiden

Gruppen ist deshalb das Interesse an (einkommensmindernder)

Arbeitszeitverkürzung schon jetzt außergewöhnlich groß und

nimmt offenbar noch zu.

Allerdings sind diese Präferenzen mit der allenfalls angebotenen

Halbtagsarbeit (die zumeist den Verzicht auf jeden beruflichen

Aufstieg einschließt) nicht angemessen zu realisieren. Gefor-

dert werden .vielmehr flexible Regelungen der Wochen- und Jahres-

arbeitszeit, die vermutlich überwiegend eher bei zwei Dritteln

oder drei Vierteln der regulären Vollarbeitszeit liegen werden.

Organisatorisch wären derartige Regelungen in vielen Dienst-

leistungsberufen wohl leichter durchzuführen als in der Industrie-

arbeit. Arbeitsmarktpolitisch motivierte Aktionen hätte man des-

halb auch eher von den Beamten und Angestelltengewerkschaften

erwarten können als ausgerechnet von der IG Metall. Jedenfalls

könnte hier die Marktführerfunktion bei der Entwicklung und

Verwirklichung flexibler Arbeitszeitregelungen durchaus vom

öffentlichen Dienst übernommen werden, und die Arbeitsmarkt-

politik täte gut daran, die äußerst zögernden Schritte der

öffentlichen Dienstherren mit politischem Nachdruck (und mit

praktikablen Lösungsvorschlägen für die noch offenen versorgungs-

rechtlichen Probleme) zu beschleunigen.

These 8: Die "Anreicherung" des Arbeitslosenbestandes mit
schwervermittelbaren Gruppen erfordert zusätzlich
auch Strategien der Umverteilung der Arbeitslosigkeit.
Die bisherigen Maßnahmen zur Verbesserung der Be-
schäftigungschancen schwervermittelbarer Arbeitsloser
waren wenig erfolgreich. Die Ausweitung von Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen traditioneller Art ist arbeits-
marktpolitisch wenig sinnvoll und politisch auch kaum
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durchsetzbar. Die Förderung der Arbeitsaufnahme von
"Problemgruppen" ist finanziell allein wenig erfolg-
reich; sie muß stärker durch sachliche Leistungen wie
vorbereitende Trainingsmaßnahmen, fortdauernde sozial-
pädagogische Betreuung und intensive Beratung und Ver-
mittlung unterstützt werden.

Wir haben oben dargelegt, daß die langanhaltende hohe Arbeits-

losigkeit schon jetzt zu einer "Anreicherung" des Bestandes

an Arbeitslosen mit schwervermittelbaren Personen geführt hat.

Individuell sind solche Prozesse der zunehmenden Ausgliederung

aus dem Arbeitsmarkt oft irreversibel; insgesamt wird die Ar-

beitslosigkeit dadurch zunehmend resistent auch gegenüber einer

steigenden Nachfrage nach Arbeitskräften. Strategien, die auf

Beschäftigungsausweitung und die Umverteilung des erreichbaren

Beschäftigungsvolumens gerichtet sind, müssen also ergänzt

werden durch Maßnahmen, die gezielt die Beschäftigungschancen

von "Problemgruppen" verbessern.

Solange überhaupt noch Arbeitslosigkeit besteht, bedeutet dies

den Versuch einer Umverteilung von Beschäftigungschancen inner-

halb des Bestandes von Arbeitslosen. Dagegen wäre vom morali-

schen Standpunkt aus auch wenig einzuwenden: Wie neue Berech-

nungen unseres Instituts zeigen , beträgt die durchschnittliche

vollendete Dauer aller Arbeitslosigkeitsfälle gegenwärtig nur

noch etwa, drei Monate bei den Männern und vier Monate bei den

Frauen. Eine stärkere Angleichung der Wiederbeschäftigungs-

chancen zugunsten der längerfristig (mehr als 6 Monate) Arbeits-

losen (auf die gegenwärtig rund 60 Prozent des gesamten in

Arbeitslosigkeit verbrachten Zeitvolumens entfällt) und zu

Lasten der kurzfristig (weniger als 1 Monat) Arbeitslosen (die

bei den Männern derzeit etwa die Hälfte der Fälle ausmachen)

wäre also für die davon Benachteiligten-noch keine Lebenskata-

strophe. Die Einwendungen gegen Umverteilungsstrategien sind

deshalb eher pragmatischer Art: die Arbeitsmarktpolitik ver-

folgt derartige Strategien seit langem und mit steigendem

finanziellen Aufwand - aber eben bisher ohne durchschlagenden'

Erfolg.
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Ihre "Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen" im öffentlichen und ge-

meinnützigen Bereich erreichen inzwischen zwar durchaus die

Zielgruppen der längerfristig Arbeitslosen und der Älteren,

der Frauen und der Personen mit gesundheitlichen Einschrän-

kungen unter den Arbeitslosen. Aber sie stoßen auch zunehmend

auf den Widerstand der Gewerkschaften und Personalräte, die

zum Teil mit Recht die Herausbildung zweitklassiger Arbeits-

verhältnisse und Mitnehmereffekte zum Nachteil der "normalen"

Stellenentwicklung der öffentlichen Hände kritisieren. Es ist

deshalb nicht sicher, ob die arbeitsmarktpolitisch dringend

erwünschte Ausweitung und Verbesserung des Instrumentariums

der Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen politisch noch durchgesetzt

werden kann.

Bei den auf den privaten Sektor bezogenen "EinglJederungs-

beihilfen" dagegen haben die Arbeitsämter Schwierigkeiten,

die geförderte Problemgruppenorientierung tatsächlich durchzu-

halten. Die Unternehmen gewöhnen sich daran, bei der Einstel-

lung von Arbeitslosen die bis zu 2-jährige Lohnkosten-Subven- .

tion routinemäßig in Anspruch zu nehmen. Während 197 4 im

Durchschnitt nur eine von 1oo Vermittlungen in längerfristige

Beschäftigungsverhältnisse durch eine Eingliederungsbeihilfe

unterstützt wurde, war der Anteil bis 1978 schon auf 9 %

angestiegen. Dementsprechend hoch sind hier die Mitnehmer-

effekte, die in unseren quantitativen Wirkungsuntersuchungen _

festgestellt wurden. Die Gewöhnung an die Subvention hat also

die Eingliederungsbeihilfe als Instrument zur gezielten Förde-

rung der Beschäftigungschancen schwervermittelbarer Personen-

gruppen erheblich entwertet.

Die eigentliche Schwierigkeit liegt allerdings darin, daß

eine bloße finanzielle Subvention die tatsächlichen Bedenken

der Arbeitgeber gegen die Beschäftigung "Schwervermittelbarer"

kaum vollständig ausräumen kann. Sie richten sich gegen die

bei längerfristiger Arbeitslosigkeit eintretende Minderung der
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Qualifikation und Belastbarkeit des betroffenen Personen-

kreises und die deshalb zu erwartenden Störungen der Arbeits-

abläufe und Widerstände der Arbeitskollegen. Diese Bedenken

müssen ernst genommen werden, wenn Eingliederungshilfen Erfolg

haben sollen. Dabei zeigt die Erfahrung, daß die scheinbar

verlorene Arbeitsfähigkeit durchaus wiedergewonnen werden

kann. Übungsfirmen und Trainingszentren der Arbeitsverwaltung

erzielen hier schon bemerkenswerte Erfolge. Ähnlich erfolgreich

sind aber offenbar auch die intensive Beratung der Arbeit-

geber und die fortdauernde sozialpädagogische Betreuung der

Vermittelten während einer längeren Sozialisations- und Ein-

arbeitungsperiode. Die Arbeitsverwaltung sollte vorrangig

instand gesetzt werden, die bereits vorhandenen Ansätze vor-

bereitender Trainingsmaßnahmen und begleitender Betreuung aus-

zuweiten und wesentlich zu intensivieren. Damit könnte, so ist

aus unseren und anderen vorliegenden Untersuchungen zu schließen,

die selektive Wirksamkeit des Instruments der Eingliederungs-

beihilfen wesentlich gesteigert werden.
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f)

0
109701
17243!)
01377'
52455
52U40
04 4 26

ioe133
222332
776203

129909 5
13 324 10
1393304
16431)17

VAR017

KÜMK

0
0
0
0
0
0
0
0
0

70977
262054
263052
276330
222670
212911

VARolü
VI2UM
o Lc
481090
537407

593666
633976
730095
0 4 4 4 10

1C95522
1229525
1440380
1666568
2C03793

2C39750
2192051
2414491
2676068

VARO19

SONST

2 4 647
26704
32632
34510
37516
54863
63706
6 2 5 4 6
72105
7C174
89290
92d49
101619

VAR020 VAR021 VAR022 VAC.023

125000

INS~cTl?S
367U
31754
35766
53239
3IH92
19632
23730
31116
4074 0
91494

216Ö06
365C63
690003
B521OÜ
8 774 30

BUNDESZUSC1I.

31174
27361
31503
45869
33416
18894
22046
29400
35526
79750

203245
243246
262523
264072
330642

2430
1618
509
1172
569
4Q6
1200
2067
3555
9307
10565

117329
429033
ÜQ206B
543605

490
303
76t
637
414
297
4 04
570
166 0
2 4'3 7
2996
4 4 a 7
724U
5960
3191

VAK0O1 Aus'jnbüi» Inscieüiiiiit ( o h n e B u n d e ; ; z u s c h ü s £ e )
VAliOOli l i o ru f I i c h e AUSIJ.I I duncj
VAUOU i Ue i:ui: I. ich.3 Für. Ibi . 1 du 119
VAROO'I Be iu I".L j d i e Uiiiscliu Lull'./

( i .nkl u:;.i vo K.i narbi.; i tunqs7.0 . sch l i s se )
VA!•:<JO'[, U11 t .e 1:ha 1.1:;;i 1;ld I ' uü
VAR'.Xii'j "I n s t i L . ll 'iici'i. b e r u f 1 . l l i . K l u i i ' ; i
VAROO7 l ; 'ö i d ' j r u i K ] d i i r A r IHM. t s r i ü i naluiifo

( i.nl: l u : ; i v e t:.i n y l i t : ch~: ru iv j i ;b . : i h i l . f e n )
VAI'-.OOÖ I....: i.utuiKjc.Ti z u r Hcliab i 1 i t a t i 011
VAROOit Acbc i t s ; b i ; s c h a f fuiicjamaOnaliiiK:!!
VA1U.) 10 Kurza i . Ij.'i t o r g o l d
VAH<il 1 S;-iili-.T:litv:i2LI-.üryc-:'ld
VAl-iO I:» W.i nl .or .- iuld

VAROl 3
VAROl4
VARO15
VAHO1f>
VAROl 7
VAHO18

VAl'1019
x)

VARO2Ü
VARO2 I
VAROÜ2

VARO23

Melirkos tenzu.'ächüsse für Dauv;.
Sonr.tiye Leintunejen an Bauw.
Ai.beH.sl.oafciKjeld
Ai:)x>.itslo;.ienliilfe

Konten der Durchführung d.
fachauffj . d . BA
Son.sL.uie Ausciaben
inkl.. 1,'1(i!) Mi:d [)auscha.le Aluji; 1 tuivj der
IJ(jiträ<jc zur Kentonversicl'i. d. Leistiuivj;
eia[)l:aiKier
Autnjaben aus ISundesmi t t e ln Insyesamt
davon Arbejtalosonhilfie
ilavün für Arljeitsbüscliaff uny,
I' i ruj Liederunc) von Aussiodlorn u . a .
ArboiLri.Lout.ni.jold u. ucrufafürsorye



T A D E L L E 2 !

A ' JSCAI .EH L'CR B U I I D E S A I l S T A l - i FUER Af ' -RCIT
INLHIXWEKTE ( 1 9 7 3 = 1 0 0 )

196 5
1966
1967
i960
1969

i9 7o
197 i
1972
1973
1.9 74
1975

19 76
1977
19 70
1979

1965
1966
196 7
i960
1969
1970
1971
1972
1973

1974
1975
19 76
1977
1 9 / o
19/9

VARQOl

23.2
22.9
4 6.6
4 3.9
<< 2 . 4
5 7 . fr
72i4

U5. 1
100.0
1 5 ?.. 1
262.0
234.0
2 2 1 '• 6
2 5 7.4
290.0

VAR013

99.0
122i5
136.8
131.4
109-6
78.4
3l.4

31.0
100.0
135.6

104-9
105.2
14 1 .0
132.3

132-1

VAK002

15.0
15.7
17.6
21.4
55.0
30.7

126,2

1 10. 1
100.0
03.5

116.6
109.2
127.5
139.4
137.1

VAROlA

19,9

16.3
7.3
9.5
14.4
51.9

77. A
Bö,6
100.0
26.5
20.4
23.3
25.6
35.0
40.3

VAR003

0.0
0.0

21.4
2 3.7
19.9
53.4
146.7
127.7
100.0
113.7
160.2
123.3

93.0
124.7
160.7

VAP.015

A1..OG

28.ü
23.0

117. 7
(14.6

46.3
46.7
62.3

92.0
100.0
254.6
506.0
495. 1
450.^
449.6
535.4

VAR004
UMfiCIl

1.9
2.5

14.4
Al.Ü
65.3
Ü4.2

• 154.0
120.4
100.0
129.3
236.0
237.7
2 5o.O
346.3
;'>7S.n

VARO 16
A1.0II

U.ü
0.0

i o i. 5
159.5

75.7
40.5
48.9
78.1

* lÜJ.O
2 05.7

717.3
1201.4

1232.2
1 2 18 . 5
15 20.2

V AP. 00 5

0.0
0.0
0.7
2.6
8.0

30.1
62. A
90.(1
100.0
121.2
161.5
115.7
62.5
6n.3
95.7

VAR017

-
r-

-

r-

. -

•*

-

-

-

VAR006

0.0
C.O
3.9
6.6
18.6
36.8
61.4
03.2

100.0
146.7
131.3
89.5
64.0
46.1
59.2

VAROIö

33.4
37.3
AI.2
44,0

5o.7
58,6
76.1
8 5.4

100.0
115,7
139.1
1A1.6

152.2
167.6

1B5.0

VAK007

FdA/ i:!i

25.0

26.7
22.5
•JÜ.7
69.0

09.0
07.7
79.9
100.0
0 6.O

130.7
19 1.3
260.1
421.3
5:15.5

VAK019

34.2
37.0
4 5.3
47.9
52.0
.76.1
00.4
86. 7
100.0
108. A
123.6
120.3
140.9

2170.0
173.4

VAROOO

Rehab

1.2
1.9
3.1
3.5
6.7

21.2
4 4.4
63.1
100.0
125.0
137.6
143.6
152.4
176.2
333,6

VAR020

07.U3

90. l
77.9
87.0
130,7
93.7
40,2
50,2
76,4
100.0
22<t,5
532.1
095,0

1714.9
2091, 1
2153.3

VAR009

AliM

27.3
17.1
49, 1
1)3.6
65.0
68,6

79,0
U5.6

100.0
161.7
633,2
051.7

2902.6
3975.9
5155.9

VAR02 1

BZus

87.7
77.0
88.9

129.1

94.1
53,2
62.1
D3.0

100.0
224.5

572.1
604.7

739.0
74 3.3

930.7

VAROlO

KuG

1.4
11.1

270.0
36,2
4,5
16,4

143,3
376.0
100.0

915,4
2902,2

1337.1
0o3.3
005.9
A51.3

VARO22

HZ us
A13M

60,4
45,5
16,6
33,0

16,0
11.4

36,0
53,1

100.0
261,a

297.2
3300,4

12068,4
16373.2
15291.3

VAROl 1

SCIIWC

105, 1
83.2
60,6
12 0.4
163.2
2 39.3
163.6

122.5
100.0
10A.2
77,5

132.7
112.0
145.6
3)2.U

VAKO23

2 9.9
23.0
45.9
30.2

24,0
17,3
24.2
34,2

100.0
146.1

179.6
269.0

434.5
357,3

191.3

VAR012

0.0
0.0
0,0
0.0
0.0
0.0
0,0
0.0

100,0
101.5
64,5
66. 1
90.3
83.7
6 4,0

I



i A u r. L i. c n i

A ' . I S C A I U ' H or'1- I U I N D E S A N S T A L T R J C R A i ' o r f r
IM PRCUENT OER üE SAHT AUSGAB EN (VAKOO1 «• VARO2O)

VAilOOl ' VAROO2 VAR0O3 VANüOA VAI1OO5 VARO06 VAR007 VAROOO VAR009 VAROlO VAP.OU VARO12

1 ; 6 5
1966
196 7

r'tu
196 V
1 9 7 0
1971
197 2
1973 .

1975
1 9 / 6
1977
1 9 7 f)
19/9

9 i. 7 3
9 3.00
9(1. 3B
90.25
98. 70
99.50
99. ' i2
99.4 7
9 t ; . .',0
99. 12
9 t). 3 0
9 7.76
95.5 7
9 5.36
95. 74

2.21
2.35
1.31
1.63
4.54
4.89
6.06
4.B2
3.47

2.02
1.54
1.59
1.92
l.DO
1.5t)

0 . 0
0 . 0
1.56
1.02
1.59

3.17
6.91
5 . 1 2
3.4 1
2.54
2.07
1.7 /
1.33

•1.5b
1.02

o.on
0 . 1 1
0 . 3 0
0 .92
1.50
1.96
2 . 0 9
1.39
0 .9U
0 . 6 3
ü. e a
0.') •".
1.07
1.20
1.55

0 . 0
0 . 0
0.2 0
1.0^'
3.35
9.4 4

15.54
19.06
10.01
14.31
11.03
fl.76
4.(19
A.05
5.72

0 . 0
0 . 0
0.06
0. 10
0.31
0.4 5
0.6Q
0.69
0.71
0 . 6 «
0 . 3 5
0 . 2 7
0 . 2 0
0.1.2
0 . 1 4

2 . 2 7
2.39
1.00
1.01
3.36

3.23
2.52
1.95 •
2.0(1
1.17
1.03
1.67
2.42
3.27

3.70

0,23
0,30
0,30-
0.3 6
0,72
1.70
2 , 8 2
3,AI
4 , 5 9
3 , 7 6
2 . 4 0
2 . 7 «
3.0 4
3,02.
5.09

0,34
0.22
0.31
0 . 5 0
0 , 4 4
0 . 3 5
0 . 3 2
0 , 2 9
0 . 2 9
0 . 3 1
0 . 7 0
1.05
3 . 6 0
4 , 3 3
5 . 0 0

0 . 0 6
0 . 5 2
6.44
0.80 .
0 . U
0 .31
2.14
4.79
1.00
6.49

12.23
6.07
3.77
3,25
1.62

33, 16
26.74
10.93
2 0.22
20. 4 U

31 .11
16. P- 7
10.74
7,46
5, 10
2 , ! 9
4,16
3,65
4,05
7.75

0 , 0
0 . 0
0 , 0

0 . 0
0 , 0
0 . 0
0 . 0
0 , 0

11.36
7,56
3.64
3,15
4.4 5
3,54
2.44

VAI'ol3 VARülA VAH015 V.M<016 VAR017 VARolO VAR019 VAR020 VAR021 VARO22 VARO23

1965
1966
1 9 6 /
196(1
1969
l ' ' 7 ; i
) .9?l
1972
1.9 73
1974
1 9 / i
19/6
19 77
1970
1.0 79

2 . 9 5
3 . 6 9
2 . 04
2 . 0 7
1.79
0 . 9 6
0 . 30
0 . 2 6
0 . 7 0
0 . 6 2
0 . 2 U
0 . 3 1
O.'.J
0.Ü4
0.31

l.OA
0.36 -

0.21
0.26
0 . 4 1

l . U
1.32
1.23
1.23
0 .21
0 . 10
0.12
0 . 14
0. 16
0.20

24, 11
25.25
51.20
30.30
2 3.03
16 ,5a
17 .54
2 2.0 ' .
2:). 3'!
34 .01
•'•3.02
4 2.30
39,02
3 '*. 1 2
36.22

0 . 0
0 . 0
3.42
5.67
? .60
1.34
1.07
1.4 3
1.5H
2.13
4.30
7.97
3'.44
7.5S
7.97

0 . 0
0 . 0
0 . 0
0 . 0
0 , 0
0 . 0
0 . 0
0 . 0
0 . 0
0.6 ft
1.4 5
1.65
1.75

1.21
1,03

29.73
33.02
1U.51
20. (16
2 4.97
21.50
22.13
21.11
2 1 . 0 3
1 5 . 9 6
ii.io
12.52
13.90
13. 14
12.98

1.5 2
1.60
1.02
1 . 14
1,28
1.40
1,29
1.07
1.05
0.75
0.4 9
0.57
0.64
0.52
0.61

2,2 7
2,00
1,12
1,75
1.30
0 , 5 0
0 , 4 3
0 . 5 3
0 , 6 0

o-a«
1.20
2 ,2 4
4 , 4 3
4 , 6 4
4 , 2 6

1.93
1.72
0 . 9 8
1 . 5 1
1 . 1 A
0 . 4 b
0 . 4 5
0 . 5 1
0 . 5 2
0 . 7 6
1.13
1.49
1.66
1.4A
1.60

0.15
0. 10
0,02
0.04
0,02
0.01
0.03
0.04
0,05
0.09
0,06
0 . 7 2
2 , 7 2
3.17
2 .64

0,03
0.02
0,'12
0.T2
0,01
0,'->l
0,01
0.11
0,02
0,02
0,02
0.03
0.T5
0.03
0,02

u>
I

Quellen der Tabellen 1-3: Amtliche Nachrichten der Bundesanstalt
für Arbeit (mehrere Jahrgänge) und eigene Berechnungen.



Tabelle 4: Ausgaben für selektive arbeitsmarktpolitische Maßnahmen in vll des BSP, sowie durchschnittliche Zahl
d.-i: b'.-urofrencMi l-:rwei'bspersonen in vii dar Brwerbspersonen

SCHWEDEN

(1) Ausgaben für berufliche u. regionale Mobilität

(2) Ausgaben für innerbetriebliche Bildung

(3) Ausgaben zur Arbeitsbeschaffung

(4) Ausgaben zur Wiedereingliederung u.f. scliwer-

vorinitte] bare Arbeitskräfte

(5) Gesamtausgaben (1+2+3+4)

(1) Personen in Beruf sbi.lduncisprogramiiien

(ohne innorbutriebl i.che Maßnahmen)

(2) Personen in innerbetrieblichen

Bildungsprogrammen (geschätzt)

(_i) Personen in Arbeitsbesehaffungsproyrammen

(•I) Pe_i:soiie_n mit geschützten Arbeitsplätzen

(5) Gesamtzahl der v.d. selektiven Maßnahmen

Betroffenen (1+2+3+4)

Arbeitslosenquote

BUNUtiSiUa'ÜBLIK DEUTSCHLAND

(1) Ausgaben für. berufliche u. regionale Mobilität

(2) Ausgaben für Kurzarbeit u. Schlechtwettergeld

(.1) Ausgaben zur Arbeitsbeschaffung

(4) Ausgaben zur Wiedereingliederung in das

lje ruf sieben

( 5)'Gesamtausgaben (i +2+3+4)

(1) Personen in berufsbildungsprogrammen

(2) Personen in Kurzarbeit (einschließlich

saisonal bedingter Kiirzctrbe.il".)

(3) Personen in Arbeitsbeachaffungsprogrammen

(ABM, Wintcrarbeit)

(•1) Personen in Programmen zur Wiedereingliederung

o. mit subventioniertem Arbeitsplätzen

('.j) Gesamtzahl, der von den selektiven Maßnahmen

Bccrof f uciKii

1968

o,34

o,63
o, lo

197o 197 3

o,41 o,45
- o, oo

o,43 o,75
o,2o o,24

I,o7

o,60

o, lo

0,53
0,39

I,o4 1,44

o,74 o,08

o, 13 o,26

o,37 o,04

o,58 o,84
l,7o

1,9

1967

o,o3
o, 11
o,o2
o,oo

1,82 2,82

1,5

197o

o, 13
o, 10
o,ol
o,ol

2,5

1973

o,21
0,06
o, lo
o,o4

1974

o,38
o,oo
o,4&
o,29

1975 1976 19771970

1,13

o,76

o,24

o,5Ö

~T75T

2,o

1974

o,23
o,12
o,o9
o,o4

o,45 o,66
o,ol o,o3
o,55 1,ol
o,34 o,4o

1,6

1975

o,29
o,25
o,o8
O,o5

o,86 o,92
o, 14 o,o7
I,o7 I,o3
o,39 o,39

1,35 2,lo

o,65 o,6Ö

2,46 2,41

l,oo 1,11

o,19 o,19 o,52 o,32

o,4o o,63
1,ol 1,06

T/15 2736"

1,6

1976

o,2o
o,15
o,o8
0,06

o,7o I,o9
l,lo 1,13
3,32 3TB3

1,7 2,2

1977 1978

o,13 o,14

o,lo o,11
o,15 o,17
0,06 o,oO

o,44 o,5o

A i:be i. ts lo sen

R . A . - I:'"• i.vi Angaben



Tabelle 5: Geschätzte NettoeCfekte der selektiven arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen auf die Arbeitslosigkeit
sowie die potentielle Arbeitslosenquote (in looo und in vll der Erwerbspürsonen)

SCHWEDEN

(1)
(2)
(3)
(4)

(b)

(6)

(7)

Berufliche Bildung
Innerbetriebliche Bildung
Ai:iJ.J i tsbnse 1 >a t" f uiK'jsmaßn .

Geschürzte o. Subvention.
7w: 1 joi t;ipl atze
Gesamt (1-1-2 + 3+4)
Arbeitslose

Potentielle Arbeits-
lose (!5-l 6)

I960

10
2
41
15

76
05

161

197o

2o
3
29
23

75
69

134

1973

24
ti

&'/

n
132
98

23o

in

1974 1

21
0
47
39

115
8o

195.

looo
975

2o
6
33
4 2

lol
67

160

1976

22
6
53
44

125
66

191

1977

35
13
4 7
46

141
75

216

1970

39
0
73
40

168
94

262

1 968

o,5
o, 1

1 , 1
o,4

2,1
2,2

4, l

197

o,

o,
o,
o,

1,
1,

3,

o

5
1
7
6

9
5

4

1973

o,6
o,2

1,7
o,8

3,3
2,5

5,8

in
1974

o,5
o,2
1,2
1 ,o

2,8
2,o

4,8

vll
1975

o,5
o,2
o,8
1 ,o

2, 5
1,6

4,1

1976

o,5
o, 1

1,3

1,1

3,o
1 ,6

4,6

1977

o,0
o, 3

1 , 1
1 , 1

3,3
1 ,0

5, 1

1970

o,9
o,2
1,7

1, 1

4,o
2,2

6, 2

BUNDESREPUBLIK
DEUTSCHLAND

(1) Berufliche Bildung
(2) Kurzarbeit u. saiso-

nale Maßnahmen
(3) Ar bei ts beschäl: fungs-

maßn., Winterbau
(4) Wiedoreinglied. i.d.

Berufsieben o. Subvent.
v. Arbeitsplätzen

(6) Arbe.i. tsLose;:)

1967 197o 1973 1974 1975 1976 1977 1978 1967 I97o 1973 1974 1975 1976 1977 1978

o,l o,3 o,3 o,4 o,3 o,2 o,2

o,4 o,2 o,3 o,7 o,4 o,3 o,3

o,o o,2 o,2 o,3 o,4 o,4 o,5

o,l o,l o,2 o,2 o,2 o,3 o,3

5
69

5

k.A.

79
459

32
113

3

19

167
149

60
51

58

33

21 o
27 3

79
92

6o

4o

271
582

93
175

77

5o

395
Io74

76
114

93

54

337
Io6o

54
76

Io9

68

3o7
Io3o

52
79

132

67

33o
993

o,o
o,3

o,o

k.A.

o, 3

1 ,7

o,6 o,8 1,0 1,6 1,3
o,6 l,o 2,2 4,1 4,1

1 ,2
4,o

1,3
3,8

I

to

(7) Potentielle Arbeitsl. (5+6) 3 18 316 403 053 1469 1397 1337 1323 2,o 1,2 1,0 3,2 5,7 5,4

k.A. = keine Angaben
:t) Die hier verwendete Arbeitslosencjaote sti.mmt nicht mit der amtlichen Statistik überein: Im Ländervergleich wird die

Gesamtzahl der l-iorwecbspersonen zngrundegölegt; die amtliche Arbeitslosenquote ergibt sich dagegen aus dein Verhältnis
von '/jahl der Arbeitslosen zu Zahl der abhängigen Erwerbspersonen.

5, 1
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Tabelle 6: Der Beschäftigungseffekt der Verwendung von
einem Prozent des Bruttosozialprodukts für
selektive arbeitsmarktpolitische Maßnahmen in
vH aller Erwerbspersonen und im Vergleich
Schweden und Bundesrepublik Deutschland

1967/8 197o 1973 1974 1975 1976 1977 1978

Schweden

Bundesrep.

1

1

, 9

, 9

2

1

, 8

, 8

2

2

, 3

-o

2

2

,5

,1

1

2

, 9

, 4

1

2

, 4

, 7

1

2

, 3

, 7

1

2

, 7

Quelle: Johannesson, Jan und Günther Schmid, "The development
o f labour market policy in Sweden and in G.ermany:
Competing or convergent modeis to combat unemployment?",
in: European Journal of Political Research, Vol. 8,
No. 3, forthcoming.

*) hier: Schätzung der reduzierten offenen Arbeitslosigkeit.



- 27 -

Verweise

1) Für umfassende Analysen zur Dynamik und Strukturierung
der Arbeitslosigkeit vgl. u.a. Franz Egle, Ansätze für
eine systematische Beobachtung und Analyse der Arbeits-
losigkeit, Nürnberg 1979 (BeitrAB 36); Dieter Freiburg-
haus , Dynamik der Arbeitslosigkeit, Meisenheim am Glan
1978 (Anton Hain); mehrere Beiträge von Christian Brink-
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